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Amtliches. 


Berlin, 2. Oktober. Der König hat geruht: den praktiſchen Arzt 
Oberamts⸗Wundarzt Dr. med. Theodor Hafner zum ärztlichen Direktor 
(Anſtaltsarzt) des Fürſt⸗Karl⸗Landeshospitals zu Sigmaringen zu er⸗ 
nennen; ſowie dem Landgerichts⸗Sekretär Boehncke in Lyck bei feiner 
Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Kanzleirath, dem 
Hauptzollamts⸗Rendanten Hammers in Mittelwalde zu feinem Ueber⸗ 
pitt in den Ruheſtand den Charakter als Rechnungsrath, und dem 
olizei⸗Aſſeſſor Dr. jur. Leykam zu Frankfurt a. M. den Charakter 
als Polizeirath zu verleihen. 8 
Dem Kataſter⸗Kontroleur Jacobi zu Schmalkalden iſt bei ſeinem 
Uebertritt in den Ruheſtand der Charakter als Steuer⸗Inſpektor ver⸗ 
liehen worden. 
Dem ordentlichen Lehrer am Gymnaſium in Gumbinnen, Georg 
Rummler, iſt das Prädikat „Oberlehrer“ beigelegt worden. Der or⸗ 
pentliche Lehrer am Gymnaſium zu Stendal, Dr. Berkusky iſt unter 
Beförderung zum Oberlehrer an das Gymnaſium zu Köslin berufen 
worden. Die Beförderung des ordentlichen Lehrers Dr. Guſſerow an 
der Dorotheenſtädtiſchen Realſchule in Berlin zum Oberlehrer iſt ge⸗ 
nehmigt worden. E 
Verſetzt find: der Wmtsgeridhtsrath Schweinitz in Elſterwerda an 
das Amtsgericht in Eisleben, der Amtsrichter von Goetz in Oppeln 
als Landrichter an das Landgericht in Beuthen O, Schl. und der Amts⸗ 
ter Goldſchmidt in Koſten als Landrichter an das Landge⸗ 
icht in Poſen. Die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung iſt ertheilt: dem 
Untsgerichtsrath Brauns in Langenſalza mit Penjion und dem Land⸗ 
ſerichts⸗Rath Bettingen in Saarbrücken, dem Amtsgerichts⸗Rath 
Rid ar di in Inowrazlaw, dem Amtsgerichtsrath Kueſter in 
Kalbe a. M. In die Lifte der Rechtsanwälte iſt eingetragen: der bis⸗ 
beige Amtsrichter Beelitz in Pyritz bei dem Landgericht in Stettin. 
In der Liſte der Rechtsanwälte iſt gelöſcht: der Rechtsanwalt Kerſting 
Hofgeismar bei dem Landgericht in Kafſel. Der Rechtsanwalt und 
Notar, Juſtizrath Dippe in Tilſit iſt geftorben. 
Der König hat den Schullehrern de. Jarezewski zu Bythin 
im reife Samter, und Görski zu Roſzkowo im Kreiſe Kröben 
10 Adler 1 Inhaber des kgl. Hausordens von Hohenzollern zu ver⸗ 
hen gerubt. 


Politiſche Aeberſicht. 


Bezüglich der von uns nur mit Vorbehalt gebrachten 
eitungsnachricht, nach welcher Kronprinz Rudolf von 
eſterreich in Berlin vornehmen Fremden gegenüber ge⸗ 
pert haben ſoll, man finde in Wien die Entwickelung der 
rientaliichen Frage weniger bedenklich, Rußland und Oeſterreich 
unten ſich dergeſtalt vertragen, daß Erſteres Konſtantinopel in 
etz nehme, wenn Oeſterreich geſtattet würde, nach Salonichi 
gehen, iſt die „Wiener Abendpoſt“ beauftragt, formell zu er⸗ 
iten, daß eine ſolche Aeußerung von dem Kronprinzen Rudolf 
emandem gegenüber gemacht worden iſt. 


Die Einberufung des Landtages iſt, wie die „N. A. Z.“ 
ziös ſchreibt, nach Mittheilung von verſchiedenen Seiten für 
die letzte Oktoberwoche — wie es heißt, für den 26. — in 
Ausficht genommen. 


Der Bundes rath wird, wie bereits telegraphiſch mitgetheilt, 
einer neuen Seſſion am 20. Oktober zuſammentreten. Wie 
man vermuthet, wird dem Herkommen früherer Jahre ent: 
ſprechend der bleibende Aufenthalt des Reichskanzlers in Berlin 
kaum vor dem Januar k. J. zu erwarten fein. Der Bundesrath 
wird zunächſt ſich mit den üblichen Zuſammenſetzungen der Aus⸗ 
üſſe, dann aber, wie man verfichert, noch mit einer langen 
leihe von Verwaltungs- Angelegenheiten zu beſchäftigen haben, 
bevor derſelbe ſich mit legislatoriſchen Arbeiten befaſſen möchte, 
ir deren Erledigung ohnehin bis zum Zuſammentrit des Reichs⸗ 
iges nahezu 4 Monate übrig bleiben. Irrthümlich iſt, 
Wie die „Nat. Ztg.“ mittheilt, die Anſicht, daß fofort nach dem 
guſammentritt des Bundesrathes die durch die neue Geſchäfts⸗ 
udnung eingeführten Miniſterberathungen ſtattfinden ſollen. 
— Die Sitzungen des Staatsminiſteriums befaſſen ſich, 
hie man demſelben Blatte berichtet, jetzt im Weſentlichen mit 
en Landtagsvorlagen. Es wird die Abſicht ausgeſprochen, von 
Helen zunächſt den Staatshaushaltsetat in Angriff zu nehmen 
und möglichſt vor Ablauf des Jahres zu erledigen. Wenn ſich 
Daher beftätigen follte, daß die ſozialpolitiſchen Entwürfe des 
Reichskanzers zunächſt an den Landtag gelangen würden, jo 
lüchte ihre Berathung kaum vor Anfang des nächſten Jahres 
folgen, alſo zu einer Zeit, in welcher Fürſt Bismarck eventuell 
in Berlin anweſend ſein und ſich an den betreffenden 
Arbeiten betheiligen könnte. Es wird daran feſtgehallen, 
bap es allerdings in der Abſicht des Fürſten liege, die 
Entwürfe zuerſt in Preußen auszuführen. 


Ebenfalls der „N.⸗Z.“ zufolge liegt es gar nicht in der 
icht der preußiſchen Regierung, den Landtag ſchon in 


lächſter Zeit mit Vorlagen über die Sekundärbahnen 1 
ath 


“Analwejen zu befaſſen und die Entſendung des Geh. 
zun Weber nach Amerika hat, denn auch mit dieſer Angelegen⸗ 
ar nichts zu thun gehabt. Das Material, welches in 


Gutachten, die außer jenen des Herrn v. Weber zahlreich vor⸗ 
liegen, ſind noch gar nicht abgeſchloſſen und namentlich bezüglich 
der Waſſerſtraßen die Koſtenanſchläge noch zu vervollſtändigen. 
In Betreff der Sekundär⸗Bahnen hört man, daß die frühere 
Abneigung gegen Erlaß begrenzter Geſetze noch nicht gehoben ſei 
und vielleicht nur die Aufſtellung von Normativbedingungen beliebt 
werden möchte. Doch ſind auch darüber beſtimmte Entſchließungen 
noch vorbehalten. 


Wie der „Aktionair“ behauptet, werden ſchon in dem Etat, 
welcher dem Landtage zunächſt vorgelegt werden wird, Kredite 
für den neuen Volkswirthſchaftsrath, über deſſen 
Bildung die Verhandlungen ſchon vorgeſchritten ſind, in Anſpruch 
genommen werden. Eine beſondere Geſetzesvorlage wird nicht 
für erforderlich erachtet. 

Die „Freihandels⸗Korreſp.“ ſchreibt: „Die lebhafte Befürwortung 
des Projekts eines Volkswirthſchaftsraths in demjenigen 
Theile der Preſſe, welcher allen mit der neuen Wirthſchaftspolitik in 
Verbindung ſtehenden Maßregeln lauten Beifall ſchenkt, macht vielfach 


den Eindruck, als ob es bisher für die Regierungen ganz unmöglich ge⸗ 


weſen ſei, ſich für die von ihr vorbereiteten wirthſchaftspolitiſchen Ge⸗ 
ſetze ſachkundigen Beirat) aus den Kreiſen der Hauptbetheiligten zu 
verſchaffen, und als ob erſt jetzt dieſem Mangel durch die Errichtung 
eines volkswirthſchaftlichen Senats abgeholfen werden ſolle. Dies iſt 
aber durchaus unzutreffend. In den überall in Deutſchland beſtehen⸗ 
den Handels⸗ und Gewerhekammern und kaufmänniſchen Korporationen, 
den ebenfalls über ganz Deutſchland verbreiteten landwirthſchaftlichen 
Vereinen mit ihrer Spitze, dem Landwirthſchaftsrath, in der faſt unab⸗ 
jehbaren Reihe von gewerblichen Fachvereinen, welche theils zu großen 
Verbänden vereinigt, theils auf lokale Wirkſamkeit beſchränkt ſind, ſte⸗ 
hen der Regierung vielmehr jeder Zeit die reichſten Quellen der Infor⸗ 
mation über alle wirthſchaftlichen Verhältniſſe zu Gebote, wofern ſie 
nur den Willen beſitzt, ſich mit Beiſeitelaſſung jeder einſeitigen Tendenz 
möglichſt umfaſſend zu informiren. Daß es für die Regierung bequemer 
iſt, zur Einholung der wünſchenswerthen Auskunft ſtets ein leicht zu 
verſammelndes Kollegium zur Hand zu haben, welches die verſchiedenen 
Intereſſengruppen gewiſſermaßen in konzentrirter Form enthält, iſt 
allerdings zuzugeben, aber dieſer Vortheil ijt verſchwindend gering ge⸗ 
gen den großen Nachtheil, daß in den meiſten Fragen nur wenige Mit⸗ 
quen des Kollegiums als eigentliche Sachverſtändige gelten können. 
Wie ſehr hierunter das Anſehen einer ſolchen Körperſchaft leidet, hat 
ſich nach in den letzten Jahren recht deutlich gezeigt an dem franzöſi⸗ 


chen Dutidrs 


em et 


et de Vindustrie, welchem die projeltivte deutſche Snilitution, wenn 


auch unter einigen Modifikationen, doch in ihrem Weſen nachgebildet 
fein würde. Der übrigens ſehr ſelten zuſammenberufene Conseil supe- 
rieur hatte ſich nämlich i J. 1876 mit der Aufſtellung des neuen franz 
zöſiſchen Zolltarifs zu beſchäftigen. Dabei konnte es nicht ar „bleiben, 
daß häufig die Qualität eines Sachverſtändigen eine ganz abſonderliche 
Ausdehnung erfuhr. Die Landwirthe, Getreidehändler, Bankiers, 
Rheder, Eiſeninduſtriellen, Miniſterialbeamten gaben ohne Bedenken 
ihr „ſachverſtändiges“ Urtheil über die Zölle für Baumwollgarne 2. 
ab; als Referent der Kommiſſion, welche die Zollſätze für alle In⸗ 
duſtrieen außer der Textilinduſtrie vorzuberathen hatte, fungirte ein 
Landwirth, welcher im Eingange ſeines Berichts zu ſeiner Entſchuldi⸗ 
ung anführt, daß er als „simple et modeste agriculteur” von der 
Materie ja nichts verſtehe! Das Claborat dieſes volkswirthſchaftlichen 
Beiraths hat dann ein eigenartiges Schickſal gehabt. Die Regierung 
nahm zunächſt einige Aenderungen daran vor und brachte es darauf 
als Geſetzentwurf in den Kammern ein. Beide Kammern bewieſen 
aber gar keinen Reſpekt vor der ſachverſtändigen Weisheit des 
Conseil supérieur. Die Deputirtenkammer ſetzte eine beſondere große 
Kommiſſion ein, welche ſelbſtändig eine große Zahl von Sachverſtän⸗ 
digen abhörte und dann den Entwurf in vielen Punkten ab⸗ 
änderte. Ber der Berathung im 0 welche erſt im Frühjahr 
d. F. ſtattfand und ſich mehrere Monate hinzog, wurde jedoch der 
Kommiſſionsentwurf wieder in vielen Theilen umgeſtoßen; nach allen 
dieſen mannigfachen Schickſalen wird der neue Tarif nun noch den 
Senat zu paſſiren haben. Dieſer iſt aher inzwiſchen keineswegs müßig 
geweſen, ſondern hat ſchon vor ca. drei Jahren eine Kommiſſion er⸗ 
nannt, welche ebenfalls auf eigene Fauſt eine umfangreiche Enquete 
veranſtaltete, gerade als ob die im Conseil supérieur konzentrirte 
Sachkunde gar nicht auf der Welt wäre! Daneben haben es ſich na⸗ 
türlich die verſchiedenſten Intereſſenten nicht nehmen laſſen, in Peti⸗ 
tionen und öffentlichen Verſammlungen für ihre Auſchauungen zu 
agitiren, und durch alle dieſe Vorgänge iſt der Conseil supérieur mit 
ſeinem Tarif von 1876 vollſtändig in den Hintergrund gedrängt wor⸗ 
den. Es iſt kaum nöthig, auf die aus dieſem Verlauf der Sache zu 
entnehmende Lehre ausdrücklich hinzuweiſen. Die Entwickelung der 
Verkehrsverhältniſſe hat die Berathung der ſpeziellen Fachgenoſſen und 
Intereſſenten unter einander ſo erleichtert und die Entwickelung des 
öffentlichen Lebens hat die Ausübung des Petitionsrechts und die 
freie Diskuſſion über wirkhſchaftspolitiſche Maßregeln in jo weite 
Kreiſe getragen, daß ein Conseil supérieur, welcher ſeiner Vorgeſchichte 
in Frankreich und feinen Grundlagen nach eine büreaukratiſche Ein⸗ 
richtung iſt, in den meiſten Fällen weder mit ſeiner Sachkunde noch 
mit ſeiner amtlichen Autorität neben der auf allen Gebieten bereits 
organiſirten oder ſich organiſirenden Wahrnehmungen wirthſchaftlicher 
Intereſſen beſtehen kann, welche in ihrem engeren Zuſammenhange mit 
dem praktiſchen Leben und der breiten Grundlage ihrer Informationen 
einen nicht auszugleichenden Vorzug beſitzt. 

Nach den Informationen der „Voſſ. Ztg.“ halten mehrere 
Bundesregierungen, voran die preußiſche, den Zeitpunkt für eine 
allgemeine Reviſion des Strafgeſetzbuches, 
welche bereits vor einigen Jahren im Bundesrathe angeſtrebt, 
aber damals als inopportun fallen gelaſſen wurde, jetzt für ge⸗ 
kommen. Inwieweit dieſe Nachricht richtig iſt, willen wir nicht, 
glauben ſie jedoch unſeren Leſern nicht vorenthalten zu ſollen. 
Die „Magd. Ztg.“ bringt ihrerſeits etwas Näheres über die 
Motive der Mevifion, indem fie ſchreibt: 

„Die amtliche Statiſtik ſoll eine ſehr bedeutende Zunahme der 


Bezug auf die Angelegenheit geſammelt worden, Berichte und 


gen ſich auch nicht beſonders eifrig, dieſelbe abzuſchaffen. Si 


Verbrechen in den ten fünf Jahren = man fpricht von = efähr 
0 Prozent — ergeben haben. In hieſigen Regierungskreiſen aaa 
die Anſicht vor, daß das Strafgeſetzbuch und die Methode der Straf⸗ 


vollſtreckung ſich als unfähig erwieſen haben, dem Anwachſen des Ver⸗ 
brecherthums Einhalt zu thun, daß das Strafgeſetzbuch dem friedlichen 
ürger, ſowie dem Wächter des Geſetzes und den allgemeinen ftaat- 
lichen Intereſſen nicht hinreichenden Schutz gewähre, daß aber die der 
Regierung obliegende Vorſorge für das öffentliche Wohl nicht erſt 
dann wirkſam werden dürfe, wenn der Zuftand der äußern Gefahr und 


Bürger, 


Nothwehr bereits eingetreten fer.” 
Zur inneren Lage wird der „Bresl. Ztg.“ aus Berlin 
geſchrieben: 


„Als es ſich vor einem Jahre um die Wahlen zum Landtage und 
vor zwei Jahren um die Wahlen zum Reichstage handelte, bewarben 
fic) die Konſervativen um Mandate mit der Verſicherung, daß fie die 


Politik des Fürſten Bismarck uuterſtützen wollen; heute, wo ſie, Dank 


der Schwäche, welche die Mehrheit der Wähler damals gezeigt, im 
Verein mit dem Zentrum über die Majorität verfügen können, ſuchen 
ſie dem Fürſten Bismarck ihre Politik aufzudrängen unter dem Vor⸗ 
geben, daß fie die Majorität des Volles vertreten. Die Wünſche der 
„Poſt“ und der „Norddeuſchen Allgemeinen Zeitung“, es mögen fid) 
die gemäßigten Elemente der Konſervatſven mit den gemäßigten der 
Liberalen zu einer fonfervativ-liberalen Mittelpartei vereinigen, finden 


in den parlamentariſchen Fraktionen wie in der Preſſe höhniſche Zus 


rückweiſung. Die früher ſogenannten Neukonſervativen, die fic) in der 
Diskuſſion über die Kreisordnung und über die RN 
felhafte Verdienſte erworben, ſind⸗ſeit der Verſchmelzung der konſerva⸗ 
tiven Fraktionen ganz und gar in das Schlepptau genommen worden 
und die hochkirchlichen Heißſporne ſind die Führer der Partei. Das 
Ziel derſelben aber verkündet der „Reichsbote“, das ſchneidige Organ 
der Deklarantenpartei, heute und eigentlich täglich, dahin, d aß alle 
Gefege der liberalen Hera geändert werden misjen. 


Fürſt Bismarck hat von echt parlamentariſchem Geiſte doch mehr in | 


ich, als man ihm gemeinhin zutraut und wenn bei den nächſten 
Reichstagswahlen die Konſervativen wiederum einen ähnlichen Sieg 
erfechten jollten, wie vor zwei Jahren, wird er ſich nicht ſträuben, 
ihr Programm, das ohnehin mit feiner inner⸗ 
ſten Herzensmeinung zuſammenfällt, 


den, gehört auch das Civilſtandsgeſetz, das in 
Nummer des „Reichsboten“ an zwei Stellen paradirt. 


verſtoßen. In dieſer Beziehung ſind nun die Ultramontanen anderer 
Anſicht. Sie lieben zwar die obligatoriſche Zivilehe nicht, aber ſie zei⸗ 


x ie werd 


A 


fion verwerthen, die fie den Ronfervativen wachen uno ene Lowel: 
Gegenkonzeſſionen verlangen. Das Zivilehegeſetz iſt den Ullramontenen 


das Erträglichſte an der ganzen Kirchengeſethgehung und jie werden den 
Konſervativen die Abſchaffung deſſelben nur zugeſtehen, wenn alle Mai⸗ 


geſetze geändert werden. Das Zivilehegeſetz werden wir alſo behalten, 


bis wir ganz und gar nach Canoſſa gehen ſollten. Auf dem ganzen 
Gebiete der wirthſchaftlichen e find wir dagegen jetzt 
ſchon reif zur vollſtändigen Umkehr. In Münſter h nt 

partei die Parole ausgegeben: „Fort mit der Gewerbefreiheit“, und 
den Konſervativen iſt dieſe Parole ganz und gar aus der Seele ge⸗ 
ſchrieben und die jetzige Reichstagsmajorität würde eine Vorlage, die 


uns in die Zunftzuſtände des vorigen Jahrhunderts zurückführt, ohne 


Weiteres genehmigen. Zum Glück iſt eine ſolche Vorlage nicht im 


3 
¢ 


at die Zentrum s⸗ 


Poteet 


j { durchzuführen. = 
Zu den liberalen Geſetzen, welche als abſchaffenswerth be eichnet there £ 
ae ne 
\ Fe 1 len. „Die obligato⸗ 
riſche Civilehe ſoll e gegen das chriftliche Gewiſſen des Rolfe E 


Handumdrehen fertig und die Schwierigkeiten, die es verürſacht, von A 


der erſten Anregung bis zu einer formulirten Vorlage zu kommen, vete 


ten uns augenblicklich vor der entſchiedenſten Reaktion. Aber une 


zweifelhaft reifen alle Wünſche, die in dieſer Be⸗ 
ziehung gehegt werden, ihrer Erfüllung evtgegen, 
wenn die Wahlen noch einmal jo reaktionär aus⸗ 
fallen, wie beim letzten Mal.“ i 
Die „Germania“ enthält in ihrer letzten Wochenrund⸗ 
ſchau eine längere Ausführung über die neueſten ſozial⸗ 
politiſchen Projekte des Fürſten Bismarck 
und über die liberale Sezeſſion. 
die intereſſanteſten Punkte hervor: 


Wir heben aus dieſem Artikel 


„Fürſt Bismarck will etwas Poſitives zur Aufhelfung der noth⸗ 


leidenden Klaſſen leiſten, und zwar mit Hilfe der — Großinduſtriellen 
und der befreundeten Vertreter der „liberalen“ Bourgeoiſie. Angeſichts 
dieſer ſonderbaren Koalition zum Beſten des arbeitenden Volkes kann 
man die Frage nicht unterdrücken: Wer ijt der Dupirte? Wollen die 
Großinduſtriellen und Bourgeois den Reichskanzler dupiren, oder will 
Fürſt Bismarck fie mit diplomgtiſcher Kunſt zu Konzeſſionen an die 
Arbeiter verlocken, oder wird ſchließlich der kleine Mann und Prole⸗ 
tarier mit ſeinen getäuſchten Hoffnungen die Koſten dieſes Manövers 
tragen? Die Partei des Centrums ſteht dem Grundgedanken 
der angekündigten Beſtrebungen Bismarcks durchaus ſympathiſch gegen⸗ 
über. Was zunächſt die Einſetzung eines volkswirthſchaft⸗ 
lichen Senats, 
Ideal von vorſichtiger Geſetzgebung. pe müf 
allen ſozialen Projekten ſofort die conditio sine qua non ftellen: 


betrifft, ſo entſpricht dieſelbe durchaus unſerm 
5 Nur müſſen wir hier wie bei 


Univerſalität, Unparteilichkeit, Heranziehung von richtigen Vertre⸗ 


tern aller Klaſſen, auch der niedrigſten, beſonders auch des eigentlichen 
Arbeiterftandes. Letzteres wird ja noch beſonders befürwortet 


durch den politiſchen Nebenzweck der ſozialen Kampagne, die Beruhi⸗ = 


gung der mißtrauiſchen und unzufriedenen Elemente, aus denen ſich die 


Umſturzpartei rekrutirt. Was wäre denn auch für eine Gefahr dabei, 


3. B. Herrn Frit ſche in den volkswirthſchaftlichen Senat zu beru⸗ 


fen? Folgt er nicht dem Rufe, dann haben ſeine Anhänger ſich an | 


ihn zu halten; kommt er — jo wird er nichts ſchaden, vielleicht etwas 
nützen, jedenfalls viel lernen. Den Kern der Arbei 
rührt das zweite Projekt, deſſen Ausführung, laut Herrn Bagre, der 
Reichskanzler in die Hand genommen hat: die Errichtung 
von Invaliden⸗ und Altersverſorgungs⸗Kaſſen für 
Fabrikarbeiter mitobligatoriſcher Beitragspflicht, 
Erwägt man nur oberflächlich einige Punkte pro und contra, jo zeigt 


terfrage be⸗ 


ſich alsbald, daß das Projekt der Altersverſorgung mit 


anderen großen Fragen fic) zu einem Rattenkönig verſchlingt. 


Das Verſicherungsweſen, die Erhöhung der Leis 


ſtungs fähigkeit der Kommunen und die gerechte 


Vertheilung der auf ihnen ruhenden Laſten, 
und auch die Innungs frage — alles hängt mit dieſem großen 
Projekt zuſammen. Wenn Fürſt Bismarck dieſen gordiſchen Knoten zu 
allſeitiger Zufriedenheit zu löſen oder zu durchhauen verſteht, dann 

wollen wir gerne geſtehen, daß er eine gute Prüfung in innerer Po⸗ 

litik beſtanden habe; bisher vermiſſen wir ſein Meiſterſtück noch. So 
vermögen wir auch in der Taktik, welche die ofſtziöſe Preſſe gegenüber 
der „liberalen“ Partei befolgt, durchaus keine beſondere politiſche 
Weisheit zu finden. Die „Prov.⸗Corr.“ müht ſich redlich ab, zu be⸗ 
weiſen, daß die Sezeſſioniſten keinen Anklang bei der „libe⸗ 
valen” Wählerſchaft finden: fie beruft fic) dafür auf die Verſamm⸗ 
lungen in Hannover und Leipzig, obſchon fie eingeſtehen muß, daß ein⸗ 
zelne Stimmen, eine theilweiſe Rechtfertigung des Schrittes der 
Sezeſſioniſten unternahmen und die Fortdauer freundlichen Vernehmens 
mit ihnen befürworteten“. Ja, das halbamtliche Blatt glaubt fogar 
die Erklärung des „liberalen“ Ausſchuſſes in Main;, der für 
Heſſen jede Spaltung verhorreszirt, ſowie die Reſolution der 
kaſſeler Vertrauensmänner, welche ebenfalls die Spaltung ab: 
weiſen, aber ſich mit den Grundſätzen der Sezeſſioniſten einver⸗ 
ſtanden erklären, für ſeine Zwecke verwerthen zu können. Wir ver⸗ 
ſtehen das nicht. Daß die Sezeſſioniſten mit ihrem lahmen Vorgehen 
keine gewaltige Umwälzung in den Parteiverhältniſſen des Landes 
hervorrufen könnten, haben alle Leute gleich geſagt; aber die 
Hauptſache für die Regierungspolitik liegt eben 
darin, daß ſie die bei Bennigſen verbleibenden 
Elemente zu einer ſtrammeren Haltung veran: 
laſſen. In Sachſen und ſelbſt in Hannover, dem Stammlande der 
Kompromißler, zeigt fic), daß Männer in der Partei verbleiben, welche 
pviaollſtändig auf dem Boden der Sezeſſioniſten ſtehen; in Mainz und 
Kaſſel tritt das noch deutlicher hervor. Dieſe nicht ausgetretenen 
Freihändler und Kulturpauker werden aber ein Bleigewicht an den 
Füßen Bennigſens bilden; er bedarf dieſer Stimmen, um die Regie⸗ 


rungsmehrheit fertig zu bekommen, und obendrein muß er ihnen Rech⸗ 
nung tragen, um den guten Schein der Einheit der Partei aufrecht 
zu halten. Zudem haben Herr v. Bennigſen und feine näheren Freunde 
aus dem Verhalten der Regierung die Ueberzeugung gewonnen, daß 
man ihrer dringend bedarf, um das Zentrum auszuſtechen. Jede 
Schmeichelei der „Provinzial⸗Korreſpondenz“ muß das Selbſtgefühl 
und die Eigenwilligkeit dieſer „liberalen“ Prätorianer erhöhen.“ 
Die Statiſtik der Ergebniſſe der Rekruten⸗ 
prüfungen ſpricht für den günſtigen Erfolg der unter dem 
Falk'ſchen Regime gemachten Fortſchritte in der Dotirung des 
Lehrerſtandes und der Volksſchulen. Von den 1879 eingeftellten 
Rekruten konnten im deutſchen Reich nur 2217 gleich 1,57 Proz. 
weder leſen noch ſchreiben, während der Prozentſatz noch 
1875—1876 2,37 betrug. In allen preußiſchen Provinzen hat 
die Zahl der Analphabeten erheblich abgenommen; daß dies ganz 
beſonders in den national⸗gemiſchten Bezirken der Fall iſt, beweiſt 
die Hinfälligkeit der ultramontanen und polniſchen Klagen, daß 
das Deutſche als Schriftſprache die Aneignung des Volksſchul⸗ 
penſums faſt unmöglich mache. In der Provinz Poſen iſt 
die Zahl der Analphabeten ſeit 1875 von 13,9 auf 10,9 ge⸗ 
fallen; ähnlich ſteht es in dem national⸗gemiſchten Reichslande, 
wo ſie 1875 3,5, 1879 2,2 Proz. betrug. Die Reſultate der 
Rekrutenprüfungen widerlegen mit die harten Anklagen gegen 
den Lehrerſtand, der nun einmal der jetzt herrſchenden Richtung 
nicht wohlgefällig iſt. 
Der frühere Diviſionsfarrer, ſpätere Regierungs⸗ und Schul⸗ 
rath Lauer in Köln, welcher von dem gegenwärtigen Unter⸗ 
richtsminiſter ſeiner letzten Stelle enthoben worden tft, fängt nun 
e. Mono su—fenoiven ung ain fich, wir e herßt, tir vert Ver⸗ 
waltungsdienſt vorzubereiten. 
: In verſchiedenen Blättern, im Beſonderen aber in einer 
bukareſter Korreſpondenz der Nr. 274 der augsburger „Allg. 
Zeitung“, wird gegen die deutſche Regierung der Vorwurf er⸗ 
hoben, der Regelung der Thronfolge in Rumänien 
Schwierigkeiten in den Weg zu legen. Die erwähnte Korre⸗ 
ſpondenz verbreitet ſich über dieſes Thema in einer Reihe von 
Einzelheiten, doch entbehren dieſe wie jener Vorwurf überhaupt 
im Allgemeinen und im Beſonderen jeder Berechtigung, da 
weder der deutſche Kaiſer noch die deutſche Regierung je Beruf 
oder Neigung empfinden konnten, auf ausſchließlich innere An: 
gelegenheiten Rumäniens irgend eine Ingerenz auszuüben. 
= Die ungariſche Regierung ſchickt ſich, wie die 
„W. A. 3.“ meldet, eben an, ein würdiges Seitenſtück zu der 
vom Peſter Stadtrathe beſchloſſenen Sperrung des deutſchen 
Theaters zu liefern. Erſt vor einigen Tagen find die einlei⸗ 
tenden Schritte zur Uebernahme der Theißbahn erfolgt, 
und ſchon verlautet, daß nahezu die Hälfte der Beamten pen⸗ 
ſionirt reſp. abgefertigt wurden, und daß dieſem Schickſal alle 
Jene verfallen ſollen, die zehn Dienſtjahre noch nicht zurückgelegt 
haben. Es handelt ſich hier offenbar nicht um eine ge⸗ 
wöhnliche Erſparungsmaßregel, ſondern um eine Purifi⸗ 
zirung des Beamtenkörpers von allen jenen 
deutſchen Elementen, die ihm etwa aus früherer 
Zeit noch anhaften ſollten. Neuerdings werden Hunderte 
von Familienvätern brodlos gemacht, ihrer Stellung be⸗ 
raubt, um wahrſcheinlich magyariſchen Remplaganten Platz 
zu machen, denen ſie zwar an Kenntniß und Tüchtigkeit 
überlegen, jedoch nur in der einzigen, freilich unſchätzbaren Eigen⸗ 
ſchaft nicht ebenbürtig ſind, daß ſie eben — keine Magyaren 
find. Freilich muß es Einen wundern, daß in einem Staate 
wie Ungarn, in welchen Millionen Deutſche wohnen, es dennoch 
möglich iſt, daß die Deutſchen verfolgt werden und daß von 
Seite der Regierung Repreſſalien und Schritte ergriffen werden, 
welche die eigenen Landeskinder mit treffen. Verſteht man in 
Ungarn ſo die Gleichberechtigung der Nationalitäten? Das be⸗ 
liebte Verfahren wird ſich noch bitter rächen. 
8 Die Lage im Orient iſt noch unverändert. 
Sonntag läuft die der Pforte zugeſtandene Friſt ab; ob die von 
der letzteren nunmehr zu machenden Vorſchläge die Billigung 
der Mächte, namentlich Englands, finden werden, iſt mehr als 
fraglich. Offiziöſe Andeutungen laſſen darauf ſchließen, daß man 
auch in dieſem Manöver der türkiſchen Regierung nichts weiter 
aals die alte Verſchleppungspolitik ſehen will und keine Luſt be 
zeigt, ſich wiederum an der Naſe herumführen zu laſſen. Mel⸗ 
dungen der „Polit. Korr.“ aus London beſagen: Die engliſche 
Regierung faßt ein eventuelles Aufgeben der Flottendemonſtration 
nur für den einzigen Fall in's Auge, daß die Pforte die Ueber⸗ 
gabe Dulcigno’s unter den von den Mächten gebilligten Moda⸗ 


Mit dem 


litäten direkt bewerkſtelligt. Eventuelle dilatoriſche Vorſchläge der 
Pforte wird die engliſche Regierung zurückweiſen. 

Der „Diritto“ dementirt die Gerüchte von einer zwiſchen 
England und Italien abgeſchloſſenen Allianz, wenn ſchon 
die Beziehungen der beiden Reierungen zu einander durchaus 
herzliche ſeien, und erklärt das Gerücht, daß eine der Mächte mit 
der Ausführung des berliner Vertrags beauftragt werden ſolle, 
ſowie die Nachricht, daß der Minſſter des Auswärtigen den 
italieniſchen Botſchafter in Berlin, Grafen de Launay, nach Rom 
berufen habe, für gänzlich unbegründet. = 

Die „Montagsrevue“ jagt, wenn die Pforte nur einiger 
maßen Ernſt mache, ihren Verpflichtungen nachzukommen, würden 
auch die Mächte es an billigem Entgegenkommen nicht fehlen 
laſſen. Man habe überall die Empfindung, daß ſelbſt der Feuer⸗ 
eifer des Miniſteriums Gladſtone ſich abgekühlt habe. Nichts 
dränge zur Ueberſtürzung der orientaliſchen Frage. Allerdings 
ſei es möglich, daß im Falle der Weigerung der Pforte die von 
Gladſtone zuerſt angeregte Verſchärfung der Preſſionsmaßregeln 
nicht die Billigung und die Betheiligung anderer Mächte finden 
würde. Allein die Auflöſung der europäiſchen Verſtändigung 
geſchehe dann nicht in dem von der Pforte angeſtrebten Sinne, 
denn England würde kaum ohne Bundesgenoſſen bleiben. 

Zu der unbegründeten Nachricht von der Cindi dherung 
Duleigno's durch die albaneſiſche Liga giebt ein Korreſpon⸗ 
dent der „N. Fr. Pr.“ aus San Giovanni di Medua vom 30. 
September folgende Erklärung: 

Als wir geſtern Vormittag Budua erreichten, telegraphirt der be⸗ 
treffende Korreſpondent, war dort eben die telegraphiſche Nachricht von 
Antivari eingetroffen, daß Dulcigno brenne. Dieſe Nachricht, welche 
uns auch in Antivari beſtätigt wurde, erwies fic) aber doch als falſch 
und war auf die Thatſache zurückzuführen, daß ausgebreitete Niederholz⸗ 
Waldungen an der unteren Bofana, eine halbe Meile öſtlich von Dul⸗ 
cigno, in hellen Flammen aufloderten. Als wir Nachmittags jene 
Gegend paſſirten, glich das Bojanathal einem Feuermeer. Die auf⸗ 
ſteigenden Nauchwolken, von einem heftigen Südoſtwind getrieben, 
lagerten in dichten Schichten über den Bergen und Thälern und waren 
meilenweit ſichtbar. Wir verſicherten uns erſt, daß es nicht Duleigno 
ſei, daß brennt, als wir auf der Höhe des Ortes anlangten. 

Weiter meldet der Gewährsmann der „N. Fr. Pr.“: 

Ein heute Nachts hier eingetroffener Duleignote erzählt mir, daß 
nur wenige Familien den Ort verließen und daß beſchloſſen wurde, 
denſelben erſt dann zu räumen und gleichzeitig in Brand zu ſtecken, 
wenn die Demonſtrationsflotte ſichtbar werde. Auf der alten Befeſti⸗ 
gung von Duleigno iſt, was früher nicht der Fall war, die türkiſche 
Flagge aufgehißt. Im Hafen Val Noce (Borbafen von Duleigno) ſteht 
nicht eine Barke. Von den 200 Fahrzeugen, die Duleigno hat, tft ein 
Theil auf Reiſen, alle übrigen fuhren in ſüdliche Häfen oder in die 
Bojana. Ein türkiſches Bataillon lagert unter Zelten an der Küfte 
füdöſtlich von Duleigno. 

Das zu Konſtantinopel von den ſechs Botſchaftern 
vereinbarte Protocole de désintéressement, von welchem das 
„Reuter'ſche Bureau“ am 30. September als einer Neuigkeit be⸗ 
richtele, iſt nach der „W. A. Ztg.“ ſchon am 21. September 
unterzeichnet worden, alſo zu einer Zeit, als die Stellung der 
Pforte zur Duleigno⸗Frage noch nicht entſchieden war. Es bes 
ſagt, daß die Mächte, um die vollſtändige Uneigennützigkeit zu 


beweiſen, mit der ſie die Durchführung des Vertrages von Berlin 
anſtreben, ſich verpflichten, 


in keinem der Arrangements, 
ihrer gemeinſamen Aktion behufs Durch⸗ 
führung dieſes Vertrages ſowohl in der montenegri⸗ 
niſchen, als eventuell auch in der griechiſchen Frage 
getroffen werden könnten, einen Gebietszuwachs, oder 
irgend einen ausſchließlichen Einfluß, oder irgend einen Handels⸗ 
vortheil zu Gunſten ihrer Unterthanen, der nicht gleichmäßig von 
allen andern Nationen erlangt wird, anſtreben zu wollen. Aehn⸗ 
liche „Uneigennützigkeits⸗ Erklärungen“ find in drientaliſchen 
Dingen bereits wiederholt von den Mächten vereinbart worden, 
ſo zum Beiſpiel am 17. September 1840 in Sachen des Orients 
im Allgemeinen, deſſen Ruhe durch Mehemet Aali's Campagne 
damals geſtört war, und am 3. September 1860 in Sachen 
Syriens, das damals, nach den Libanon⸗Maſſacres, durch eine 
franzöſiſche Brigade unter General Beaufort d'Hautpoul garni⸗ 
ſonirt wurde, während Fuad Paſcha und Lord Dufferin in Da⸗ 
maskus über die Chriſtenmörder Gericht abhalten ließen. Zur 
Zeit der letzten konſtantinopoler Konferenz wurde engliſcherſeits 
in einer Inſtruktions de peſche des Grafen Derby, d. d. London, 
20. November 1876, an den Marquis von Salisbury der Ge⸗ 
danke angeregt, die Konferenz mit einem ähnlichen Akt einzuleiten, 
doch wurde der Anregung keine Folge gegeben. 
konſtatirt werden, daß in den aufgezählten Fällen die Mächte 
die in dem Protokoll ausgeſprochenen Verpflichtungen ſtrikte ein⸗ 
gehalten haben. 

Aus Gravofa wird gemeldet: Die vereinigte Flotte hat 
den Befehl erhalten, ſich bereit zu halten, um am 4. d. Mts. 
nach Teodo auszulaufen. 8 


die als Folge 
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Briefe und Zeitungsberichte. 


C+ Berlin, 3. Oktbr. [Der Volkswirthſchafts⸗ 
rath. Zur Währungsfrage. Graf Harry Ar⸗ 
nim.] Während von anderer Seite berichtet wurde, der Kaiſer 
habe bereits eine Geſetzesvorlage für den Landtag über Errich⸗ 
tung des Volkswirthſchafts⸗Rathes unterzeichnet, 
beſtätigt der offizibſe „Aktionär“ vielmehr unſere Mittheilung, 
daß innerhalb der Regierung die Anſicht beſtehe, es ſei gar kein 
Geſetz erforderlich; das Blatt will ſogar wiſſen, es fet bereits 
in dieſem Sinne entſchieden worden. Bei der formalen Frage, 
welche hier mit Rückſicht auf die jetzige Zuſammenſetzung des 
Abgeordnetenhauſes allein vorliegt, wäre übrigens zu erwägen, 
ob durch die Errichtung des Volkswirthſchafts⸗Rathes nicht das 
Geſetz über die Handelskammern, welche letztere durch die neue 
Körperſchaft in ihrer Bedeutung weſentlich herabgedrückt werden 
müſſen, abgeändert wird, und ob nicht deshalb ein Geſetz erfor⸗ 
derlich wäre. Thatſächlich handelt es ſich, beiläufig bemerkt, bei 
ſolchen Erwägungen faſt immer nur um die Rechte des Her⸗ 
renhauſes, da das Abgeordnetenhaus meiſtens, und auch 
im vorliegenden Falle, durch Bewilligung oder Verſagung der 


erforderlichen Geldmittel die lezte Entſcheidung in der Hand 
während das Herrenhaus bekanntlich den Etat nur im Ganze 


Es kann 


hat, 
annehmen oder ablehnen kann. — Die „bimetalliſtiſche“ hieſig 
„Börſenztg.“ bringt eine Mittheilung, welcher der Charakter de 
Flunkerei zu geſchäftlichen Zwecken deutlich aufgeprägt iſt, q 
Sachen der Währungsfrage. Ob, wie das Blatt betont, die 
Wiederaufnahme der Silberverkäufe ſeitens der Reichsregierung 
darum unmöglich wäre, weil — was allerdings richtig iſt — im dies. 
jährigen Etat keine Geldbewilligung dafür enthalten iſt, mag 


= 


Majorität nachträglich genehmigt werden würde, | 
Regierung erklärte, ſich von der Nothwendigkeit des Ab⸗ 
ſchluſſes der Münzreform überzeugt zu haben. Doch wie 
dem auch ſein mag: ein bloßes, offenbar nicht tendenzloſez 
Phantaſieſtück iſt die Erzählung, die „Führer der bimetallſti an 
Partei im Reichstag“ hätten vor Kurzem feſtgeſtellt, daß ein 
etwaiger Antrag auf Vollendung des Uebergangs zur Goldwäh⸗ 
rung mit 100 Stimmen Majorität abgelehnt werden würde 
Es wäre ja völlig unverſtändlich, was dieſe „Führer“ fünf Mo: 
nate vor dem Beginn der Reichstagsſeſſion zu einer ſolchen Be 
rathung über einen von keiner Seite angekündigten Antrag ver⸗ 
anlaſſen könnte. Dazu kommt aber, daß der „wirkliche Führer 
der bimetalliſtiſchen Partei im Reichstag“, Herr v. Kardorff, 
in ſeiner letzten Broſchüre über die Währungsfrage die Sache 
der Doppelwährung verloren gegeben, und daß er ſich 
während der letzten Reichstagsſeſſion bereit erklärt hat, für die 
Einſtellung eines Kredits in den Etat behufs Abſchluſſes der 
Münzreform zu ſtimmen — allerdings gleich dem verſtorbenen 
Herrn v. Schweitzer nur „aus Bosheit“, um die Gegner u 
absurdum zu führen; aber dies ift nur eine Form des parla: 
mentariſchen Rückzugs aus einer für unhaltbar erkannten Stel⸗ 
lung. Ein Antrag der Regierung auf Vollendung der 
Münzreform würde keine fünfzig Stimmen gegen ſich haben; auf 
ihr allein laſtet daher die Verantwortlichkeit für alle Folgen der 
Währungs⸗Wirren. — Graf Harry Arnim hat von Neue 
den Inſtanzenzug aufgenommen, um ſich die Rückkehr ya 


Deutſchland ohne Gefahr der Verhaftung zu ermöglichen: er hal 
einen der hieſigen Gerichtsärzte zu ſich in's Ausland kommen, 
ſich von ihm unterſuchen laſſen und deſſen Gutachten, wonach 
mit einer Verhaftung unmittelbare Gefahr für Graf Arnim'z 
Leben verbunden wäre, der Staatsanwaltſchaft mit dem erneuten 
Geſuch um Strafaufſchub eingereicht. 

— Das kronprinzliche Paar wird fic) nach den neueſte 
Dispofitionen von Köln aus nicht nach Wiesbaden, ſondern nach 
Baden⸗Baden begeben, weil dort einem Wunſche des Kaiſers zufolge 
der Geburtstag des Kronprinzen am 18. Oktober begangen werde 
ſoll. — Die Gerüchte über die Verlobung der verwittweten Prinzeſſiſ 
Heinrich der Niederlande mit dem Großherzog von Heſſen verſchwinden 
nicht; es würde nach Mittheilungen aus Hofkreiſen die förmliche Ber: 
lobung jedoch erſt nach Rückkehr des Prinzen Karl erfolgen, welch 
in der dritten Woche dieſes Monats erwartet wird. Dann ſoll auch 
die Prinzeſſin Heinrich wieder am hieſigen Hofe eintreffen, und auch 
ein Beſuch des Großherzogs von Heſſen in Ausſicht ſtehen. i 
Hoanbvich wird am 6. oder 7. Oktober aus Kiel in 


Sorales und Provinzielles. 
Poſen, 4. Oktober. 


r. Brand auf dem Märkiſch⸗Poſener Bahnhof. Sonnaben 
Abends 83 Uhr brach in dem noch eine Strecke inter dem Viehhoſe 
der Märkiſch⸗Poſener Bahn gelegenen alten Lokomotiv⸗Schuppen, ut 
maßlich durch Unvorſichtigkeit, Feuer aus, welches unter den dort be 
findlichen, mit Oel und Fetten getränkten Putzlappen fo raſch um fid 
griff, daß das ganz aus Holz errichtete Gebäude in kurzer Zelt volle 
kommen in Flammen ſtand und es nur mit großer Mühe gelang, eine 
der drei im Schuppen befindlichen Lokomotiven aus demſelben heraus⸗ 
zuſchaffen; die beiden anderen, Namens „Bomſt“ und „Elbe“, beide in 
der Stettiner Maſchinenbau⸗Aktien⸗Fabrik „Vulkan“ im Jahre 1868 
angefertigt, blieben der Gluth des Feuers ausgeſetzt. Vom brennende 


ö 
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Kranken untergebracht werden können, abgebrochen werden; zum Ver 
kauf des Gebäudes ſteht am 4. d. M. Teige an Nach 9 hit de 
alten Schulhauſes wird im nächſten Jahre der noch fehlende Theil de 
neuen ſtädtiſchen Krankenhauſes auf der Stelle des ehemaligen Schul 
hauſes hinzugebaut werden; da derſelbe jedoch erſt im darauffolgenden 
Jahre im Innern ausgebaut werden wird, fo wird demnach das neue 
Krankenhaus exit zu Michaelis 1882 vollſtändig fertig hergeftellt fein 

+ Zur Rinderpeſt in Warſchau. Nach einer weiteren und 
heute zugegangenen Mittheilung ift in Warſchau die Rinderveft_a 
der Pragaer Vorſtadt ausgebrochen. Es find dieſer Seuche drei Stil 


Nins e eke pian 6 : 0 
r. Selbſtmord. In einem hieſigen Hotel war am Freitage eil 
etwa 60 Jahre alter Mann eingekehrt, welcher ſich als acer 
a. D. aus einer Kreisſtadt unſerer Provinz einzeichnete. Als Son 


